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Gewichtsermittlung bei Altmetallen und Schrott 

Rechtliche Anforderungen, wirtschaftliche Risiken und Handlungsempfehlungen  

 

Bei der Vermarktung von Altmetallen und Eisenschrott erfolgt die Vergütung regelmäßig auf Basis 

des übernommenen Gewichts. Die Gewichtsermittlung stellt daher nicht nur eine technische oder 

rechtliche Formalität dar, sondern bildet die unmittelbare Grundlage der Erlöse von Abfallwirtschafts-

verbänden und Altstoffsammelzentren. 

Bereits geringe Abweichungen zwischen tatsächlich übernommenem und verrechnetem Gewicht kön-

nen erhebliche finanzielle Auswirkungen haben. Aufgrund der jährlich bewegten Mengen können 

selbst geringe prozentuelle Differenzen zu beträchtlichen wirtschaftlichen Nachteilen führen. 

Eine nachvollziehbare und überprüfbare Gewichtsermittlung dient daher nicht nur der Einhaltung 

gesetzlicher Vorgaben, sondern auch der Sicherstellung einer korrekten Abrechnung, einer transpa-

renten Nachweisführung und dem Schutz öffentlicher Vermögenswerte.. 

1. Ausgangssituation – Nachvollziehbarkeit der Gewichtsermittlung 

Die Ermittlung der Abfallmenge stellt eine zentrale Grundlage sowohl für die Abrechnung als auch 

für die gesetzlich vorgeschriebene Nachweisführung im Abfallrecht dar. Insbesondere bei Altmetallen 

und Eisenschrott basiert die Vergütung regelmäßig unmittelbar auf dem ermittelten Gewicht. Die 

Richtigkeit und Nachvollziehbarkeit der Gewichtsermittlung ist daher nicht nur für die Erfüllung ge-

setzlicher Dokumentationspflichten, sondern auch für eine wirtschaftlich korrekte Abrechnung von 

wesentlicher Bedeutung. 

Die Pflicht zur Führung entsprechender Aufzeichnungen ergibt sich bereits aus dem Abfallwirtschafts-

gesetz 2002 (AWG). Nach § 17 AWG sind Abfallbesitzer verpflichtet, fortlaufende Aufzeichnungen 

über Art, Menge, Herkunft und Verbleib von Abfällen zu führen. Diese gesetzliche Verpflichtung bildet 

die Grundlage der abfallrechtlichen Nachweispflicht. 

Zur näheren Ausgestaltung dieser Verpflichtung wurde auf Grundlage der §§ 17, 18, 19 und § 23 

Abs 3 AWG die Abfallnachweisverordnung 2012 (ANV 2012) erlassen. Sie konkretisiert die gesetzli-

chen Vorgaben und legt insbesondere fest, welche Anforderungen an die Nachvollziehbarkeit der 

Dokumentation gestellt werden. 

Ziel der ANV 2012 ist die Nachvollziehbarkeit der umweltgerechten Sammlung, Lagerung, Beförde-

rung und Behandlung von Abfällen. Gemäß § 3 ANV 2012 sind Aufzeichnungen so zu führen, dass 

diese Nachvollziehbarkeit tatsächlich gewährleistet ist. Dies umfasst insbesondere auch die Angabe 

der Abfallmenge in Kilogramm. 

Die Wiegung selbst hat daher so zu erfolgen, dass eine verlässliche Ermittlung des Nettogewichts 

möglich ist. Dieses ergibt sich aus der Differenz zwischen Brutto- und Taragewicht und stellt die 

tatsächlich relevante Abfallmenge dar. Voraussetzung dafür ist, dass sowohl das Bruttogewicht als 

auch das Taragewicht unter nachvollziehbaren und vergleichbaren Bedingungen ermittelt werden. 
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Entscheidend ist jedoch nicht allein das Ergebnis der Wiegung. Die Nachweispflicht nach dem AWG 

und der ANV 2012 verlangt, dass die Gewichtsermittlung objektiv nachvollzogen und jederzeit über-

prüft werden kann. Ein bloßer Zahlenwert genügt nicht. 

Fehlt diese Nachvollziehbarkeit, kann im Streitfall weder überprüft werden, ob die ausgewiesene 

Abfallmenge tatsächlich übernommen wurde, noch ob die darauf basierende Abrechnung sachlich 

korrekt ist. Die Nachvollziehbarkeit der Wiegung dient daher nicht nur der Erfüllung gesetzlicher 

Pflichten, sondern auch dem Schutz vor wirtschaftlichen Nachteilen. 

2. Geeichte Waagen, Wiegeschein und Alibispeicher 

Damit eine Gewichtsermittlung überhaupt überprüfbar sein kann, muss sie auf einer verlässlichen 

technischen Grundlage beruhen. 

Gemäß § 8 Abs 1 Z 2 MEG Maß- und Eichgesetz unterliegen Messgeräte zur Bestimmung der Masse 

(Waagen) der Eichpflicht, wenn ihre Messergebnisse im rechtsgeschäftlichen Verkehr verwendet wer-

den. Nach § 7 Abs 2 MEG ist derjenige, der ein eichpflichtiges Messgerät verwendet, dafür verant-

wortlich, dass dieses geeicht ist. 

Eine geeichte Waage ist ein Messgerät, dessen Messrichtigkeit behördlich überprüft und bestätigt 

wurde. Nur solche Geräte gewährleisten, dass Messergebnisse innerhalb gesetzlich zulässiger Feh-

lergrenzen liegen und als Grundlage von Abrechnungen verwendet werden dürfen. 

Wird eine nicht geeichte Waage verwendet, besteht nicht nur die Gefahr unrichtiger Messergebnisse. 

Vielmehr fehlt eine objektive Grundlage dafür, die Richtigkeit der Gewichtsermittlung nachvollziehen 

und überprüfen zu können. 

Neben der Waage ist der Wiegeschein das zentrale Dokument der Gewichtsermittlung. Er verbindet 

die technische Wiegung mit der rechtlichen Nachweisführung. Ein ordnungsgemäßer Wiegeschein 

sollte insbesondere folgende Angaben enthalten: 

 

- Ort und Identifikation der Waage, 

- Datum und Uhrzeit der Wiegung, 

- Zuordnung zum konkreten Transportvorgang, 

- Brutto-, Tara- und Nettogewicht.  

Der Wiegeschein bildet die einzige nachvollziehbare Grundlage für die Überprüfung der abgerechne-

ten Menge. Seine Aussagekraft ist daher sowohl für die Nachweisführung als auch für die wirtschaft-

liche Kontrolle von Lieferungen von wesentlicher Bedeutung. 

Besondere Bedeutung kommt dem sogenannten Alibispeicher zu. Dabei handelt es sich um einen 

manipulationssicheren Datenspeicher innerhalb der Waage, in dem jede Wiegung automatisch und 

unveränderbar gespeichert wird. Die dort gespeicherten Daten ermöglichen eine nachträgliche Über-

prüfung und stellen sicher, dass Messergebnisse nicht nachträglich verändert werden können. 

Die Objektivierbarkeit der Wiegung wird letztlich erst durch die Verbindung zwischen Wiegeschein 

und Alibispeicher hergestellt. Diese erfolgt insbesondere durch die fortlaufende Alibi-Nummer in Ver-
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bindung mit Datum und Uhrzeit der Wiegung. Nur dadurch kann zweifelsfrei festgestellt werden, dass 

der Wiegeschein tatsächlich auf einer konkreten, unveränderten Wiegung beruht. 

Viele in der Praxis verwendete Wiegescheine weisen keine Alibi-Nummer aus. Ohne diese 

Zuordnung ist die Wiegung nicht verlässlich überprüfbar. Das angegebene Gewicht kann nicht mit 

einer konkret gespeicherten Wiegung abgeglichen werden und verliert damit einen wesentlichen Teil 

seiner Beweiskraft. 

3. Rechtliche Konsequenzen, praktische Problemlage und Handlungsbedarf 

In der Praxis zeigt sich, dass die Anforderungen an die nachvollziehbare Gewichtsermittlung nicht 

durchgehend eingehalten werden. Es kommt immer wieder zu Fällen, in denen Gewichtsangaben 

gemacht werden, ohne dass eine überprüfbare Grundlage vorliegt oder die entsprechende Dokumen-

tation, insbesondere ein Wiegeschein mit Bezug zum Alibispeicher, nicht oder nur unzureichend be-

reitgestellt wird.  

Dies führt dazu, dass die Nachvollziehbarkeit der Wiegung nicht gewährleistet ist. In solchen Fällen 

liegt kein ordnungsgemäßer Nachweis der Abfallmenge vor. 

- Fehlt diese Nachvollziehbarkeit, liegt ein Verstoß gegen die Nachweispflichten der ANV 2012 

vor. Die ANV 2012 enthält selbst keine Strafbestimmungen, sondern konkretisiert die in den 

§§ 17 ff AWG geregelten Aufzeichnungs- und Nachweispflichten. Eine nicht nachvollziehbare 

Wiegung führt daher zu einem Verstoß gegen diese Pflichten und kann gemäß § 79 AWG als 

Verwaltungsübertretung geahndet werden.  

- Zusätzlich stellt die Verwendung einer nicht geeichten Waage eine eigenständige Verwal-

tungsübertretung dar und wird gemäß § 63 MEG mit Geldstrafen bis zu EUR 10.900,00 sank-

tioniert. 

- Auch zivilrechtlich ist eine nicht nachvollziehbare Wiegung problematisch, da die Abrechnung 

auf dem ermittelten Gewicht basiert und dieses eine zentrale Vertragsgrundlage bildet. Ist 

die Gewichtsermittlung nicht überprüfbar, können Rechnungen bestritten, Zahlungen ver-

weigert oder bereits geleistete Beträge zurückgefordert werden. Darüber hinaus kommen 

Schadenersatzansprüche in Betracht.  

Das eigentliche Problem liegt jedoch darin, dass weder das AWG noch die ANV 2012 konkrete Vor-

gaben dazu enthalten, wie eine Wiegung durchzuführen ist oder welche Mindestangaben ein Wiege-

schein zwingend enthalten muss. Die gesetzlichen Regelungen beschränken sich im Wesentlichen 

auf die Forderung der Nachvollziehbarkeit. 

Gerade diese fehlende Konkretisierung führt zu erheblichen Spielräumen und begünstigt Situationen, 

in denen Gewichtsangaben gemacht werden, ohne dass eine effektive Überprüfung möglich ist. 

Dadurch entstehen nicht nur Unsicherheiten im Einzelfall, sondern auch erhebliche wirtschaftliche 

Risiken für alle Beteiligten. Bei großen Abfallmengen können bereits geringe Abweichungen beträcht-

liche finanzielle Auswirkungen haben. 
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Vor diesem Hintergrund erscheint eine gesetzliche Präzisierung geboten. Ziel sollte eine klare und 

einheitliche Regelung zur Gewichtsermittlung und Dokumentation im Abfallwirtschaftsrecht sein, ins-

besondere hinsichtlich: 

 

- verbindlicher Mindestinhalte von Wiegescheinen, 

- verpflichtender Angabe der Alibi-Nummer, 

- verpflichtender Bezugnahme auf Daten aus dem Alibispeicher, 

- klarer Anforderungen an die Nachvollziehbarkeit und Überprüfbarkeit der Wägung. 

Eine solche Klarstellung würde nicht nur die Erfüllung gesetzlicher Nachweispflichten erleichtern, 

sondern auch die Transparenz bei der Abrechnung von gewichtsbasiert vergüteten Abfallströmen 

erhöhen und das Risiko wirtschaftlicher Streitigkeiten reduzieren. 

4. Vorgehen in der Praxis 

Bis zu einer gesetzlichen Klarstellung ist im Einzelfall ein strukturiertes Vorgehen erforderlich. 

Dies gilt insbesondere bei Abfallströmen, deren Vergütung unmittelbar vom festgestellten Gewicht 

abhängt. Eine frühzeitige Überprüfung der Gewichtsdokumentation kann dazu beitragen, spätere 

Unklarheiten über die Richtigkeit von Mengenangaben und Abrechnungen zu vermeiden. 

Liegt kein nachvollziehbarer Nachweis vor, ist der jeweilige Vertragspartner aufzufordern, die zu-

grunde liegende Wiegung offenzulegen und einen ordnungsgemäßen Wiegeschein samt Nachweis 

aus dem Alibispeicher zu übermitteln. 

Wird dieser Nachweis nicht erbracht, ist das angegebene Gewicht nicht als verlässliche Grundlage 

anzuerkennen. Auf dieser Grundlage beruhende Abrechnungen können bestritten und gegebenenfalls 

weitere rechtliche Schritte geprüft werden. 

Eine nachvollziehbare Gewichtsermittlung liegt im Interesse sämtlicher Beteiligter. Sie 

schafft Transparenz, ermöglicht eine verlässliche Nachweisführung und bildet die Grund-

lage für eine sachlich überprüfbare Abrechnung gewichtsabhängig vergüteter Abfall-

ströme. 
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MUSTER – AUFFORDERUNG ZUR VORLAGE EINES  

ORDNUNGSGEMÄßEN WIEGESCHEINS 

[Absender] 

[Adresse] 

[Empfänger] 

[Adresse] 

Datum: [●] 

Betreff: Aufforderung zur Vorlage nachvollziehbarer Wiegeunterlagen / Rechnung Nr. [●] 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

unter Bezugnahme auf den Transport bzw. die Abrechnung hinsichtlich [Lieferung / Zeitraum / 

Rechnungsnummer] ersuchen wir um Übermittlung der der Abrechnung zugrunde liegenden Wie-

geunterlagen. 

Die derzeit vorliegenden Angaben zur Abfallmenge sind nicht ausreichend nachvollziehbar. Insbe-

sondere fehlt es an einer überprüfbaren Dokumentation der Gewichtsermittlung, wie sie im Rahmen 

der abfallrechtlichen Nachweispflichten erforderlich ist. 

Wir ersuchen Sie daher, uns binnen [7/10/14] Tagen ab Zugang dieses Schreibens folgende Un-

terlagen zu übermitteln: 

– den vollständigen Wiegeschein zur betreffenden Lieferung, 

– die Angabe von Brutto-, Tara- und Nettogewicht, 

– Datum und Uhrzeit der Wiegung, 

– die eindeutige Zuordnung zur konkreten Lieferung bzw. zum Transportvorgang, sowie 

– den Nachweis der zugrunde liegenden Wiegung durch Bezugnahme auf die im Alibispeicher 

der Waage erfassten Daten (Alibinummer). 

Wir weisen darauf hin, dass eine Gewichtsermittlung nur dann als verlässliche Grundlage für die 

Abrechnung herangezogen werden kann, wenn diese nachvollziehbar dokumentiert und überprüfbar 

ist. 

Sollte die angeforderte Dokumentation nicht fristgerecht oder nicht vollständig vorgelegt werden, 

sehen wir uns veranlasst, die zugrunde liegende Abfallmenge sowie die darauf basierende Abrech-

nung zu bestreiten und weitere rechtliche Schritte vorzubehalten. 

Für Rückfragen stehen wir selbstverständlich gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

[Name / Firma] 


